






stitutionalisierungsvorstellungen ablesen, die
unter den großen politischen und wirtschaft-
lichen Unsicherheiten im Frühjahr 1990
kaum präziser hätten sein können. Sowohl
die Konzeption des „Freien Forschungskolle-
giums“ als auch die der „Arbeitsgruppe Wirt-
schaftsreform“ beschrieben zentrale Proble-
me des Umgangs mit dem „Volkseigenen Ver-
mögen“ unter – von beiden Seiten
unterstellten – künftigen marktwirtschaftli-
chen Bedingungen. Das Konzept der „Ar-
beitsgruppe Wirtschaftsreform“ war eher mi-
nimalistisch und daher unter den obwalten-
den Umständen nicht unrealistisch. Als
Hauptaufgabe wurde die Herstellung eindeu-
tiger und marktwirtschaftskonformer Rechts-
verhältnisse betrachtet. Hier war also eine
nach westdeutschem Rechtsverständnis „ho-
heitliche“ Aufgabe zu erledigen, und es war
nicht nur plausibel, sondern geradezu unaus-
weichlich, dafür eine staatliche Zentralbehör-
de vorzusehen. Es war – immer unter der An-
nahme stabiler politischer und wirtschaftli-
cher Rahmenbedingungen – auch plausibel,
die entstehenden Kapitalgesellschaften als die
eigentlichen dezentralen Einheiten zu be-
trachten, die sich auf der Grundlage klar defi-
nierter Rechtsbeziehungen künftig am Markt
zu bewähren hatten.

In die Vorstellungen des „Freien For-
schungskollegiums“ mischten sich dagegen
Problemdefinitionen, die eher der staatlichen
Letztverantwortung auch für das operative
Geschäft der unternehmerischen Einheiten
Rechnung trugen, ein Umstand, der in der
Vorlage der „Arbeitsgruppe Wirtschaftsre-
form“ zur „Gründung einer Anstalt zur treu-
händerischen Verwaltung des Volkseigen-
tums“ ausgeklammert blieb. Wie, mit wel-
chen Organisationsstrukturen und mit
welchen Personalressourcen sollte der Staat
dieser quasi-unternehmerischen Verantwor-
tung unter marktwirtschaftlichen Bedingun-
gen gerecht werden? Was sollte im Vorder-
grund stehen, die verlässliche Direktionsge-
walt gegenüber den Betreibern im Interesse
der Letzteigentümer – das Schlagwort share-
holder war damals noch nicht im Umlauf –,
also der Bürger der DDR, oder die Hand-
lungsfreiheit und Flexibilität der Einzelunter-
nehmen? Wie wollte man Kapitalressourcen
und Managementkapazitäten mobilisieren,
wenn man einerseits einen „Ausverkauf“ des
„Volkseigenen Vermögens“ verhindern, ande-
rerseits, wie das „Freie Forschungskolle-

gium“ forderte, Eigentumsstrukturen mit
dem „Anreiz zur Übernahme des unterneh-
merischen Risikos in Form internationaler
Kapitalbeteiligungen“ erreichen wollte, in der
richtigen Einschätzung, dass „eine Verant-
wortungsbereitschaft (. . .) ausschließlich
durch das Risiko des persönlichen Besitzver-
lustes und die Erwartung von Besitzvermeh-
rung (Gewinn) genährt“ würde? 27

Die in aller Eile ausgearbeiteten Ände-
rungsvorschläge und eine Intervention Ull-
manns und weiterer Mitglieder des „Freien
Forschungskollegiums“ (Artzt, Gebhardt,
Schönfelder) bei Wirtschaftsministerin Luft
bewirkten keine Änderung mehr an der Vorla-
ge der „Arbeitsgruppe Wirtschaftsreform“. 28

Am 1. März 1990 fasste der Ministerrat den
„Beschluss zur Gründung der Anstalt zur
treuhänderischen Verwaltung des Volkseigen-
tums (Treuhandanstalt)“ und verabschiedete
die „Verordnung zur Umwandlung von volks-
eigenen Kombinaten, Betrieben und Einrich-
tungen in Kapitalgesellschaften“. 29

Volkskammerwahl, Staatsvertrag
und Währungsunion

Die Wahl zur Volkskammer am 18. März
1990 brachte eine Klärung und auch die er-
hoffte Stabilisierung der politischen Verhält-
nisse in der DDR, die von diesem Zeitpunkt
an noch sechseinhalb Monate existieren
sollte. Die von der CDU geführte „Allianz
für Deutschland“ errang über 48 Prozent der
Stimmen, die SPD landete weit abgeschlagen
bei knapp 22 Prozent. Damit war eine quasi-
plebiszitäre Entscheidung zugunsten einer
möglichst schnellen Vereinigung beider deut-
scher Staaten gefallen, und zwar nach dem
von der CDU im Westen wie im Osten favo-
risierten Modell eines „Beitritts“ der DDR
zum Geltungsbereich des Grundgesetzes
nach Art. 23 GG. Neuer Ministerpräsident
wurde der Vorsitzende der ostdeutschen

27 Freies Forschungskollegium, Kritik zur Vorlage
„Gründung einer Anstalt zur treuhänderischen Ver-
waltung des Volkseigentums“ von W. Krause, Berlin,
28. 2. 1990, in: Treuhandanstalt (Anm. 10), S. 15 ff.
28 Dass die Anteilsscheinregelung aus dem Vorschlag
des „Freien Forschungskollegiums“ vom Ministerrat
nicht übernommen wurde, führte Krause später auf die
erheblichen organisatorischen Probleme zurück, wel-
che die Umsetzung dieses Vorschlags mit sich gebracht
hätte (im Interview des Verf. vom 24. 2. 1993).
29 GBl. DDR I 1990, Nr. 14, S. 107 f.
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CDU, Lothar de Maizière, der eine Koaliti-
onsregierung aus CDU, DSU, Demokrati-
schem Aufbruch, den Liberalen und der SPD
bildete. In der Koalitionsvereinbarung vom
12. April 1990 legten sich die Parteien auf den
Beitritt der DDR zum Geltungsbereich des
Grundgesetzes fest. Der Weg dazu sollte über
eine Währungs- und Wirtschaftsunion mit
der Bundesrepublik führen. Die Umstellung
von Mark der DDR in D-Mark müsse im
Verhältnis 1:1 erfolgen.

Tatsächlich bedeutete diese wirtschaftliche
Radikalmaßnahme tiefgreifende wirtschaftli-
che Unsicherheit und für viele Ostdeutsche
(wie sich herausstellen sollte: für ungefähr
ein Drittel der Beschäftigten vom Frühjahr
1990) den Verlust des Arbeitsplatzes. Man
kann den Schluss von Jonathan Zatlin 30

nachvollziehen, dass die Währungsunion von
der DDR-Bevölkerung im Zerrspiegel jener
planwirtschaftlichen Ideologie wahrgenom-
men wurde, die im Zeichen von D-Mark
und Marktwirtschaft gerade überwunden
werden sollte. Die D-Mark wurde in der
Wahrnehmung der ostdeutschen Bevölke-
rung auf das Symbol westlichen Wohlstandes
reduziert und damit auf ein Mittel, mit des-
sen Hilfe die westdeutsche Regierung die
ostdeutsche Bevölkerung gleichsam im
Handumdrehen mit jener Warenfülle segnen
könne, wie man sie in Ostdeutschland nur
aus der westdeutschen Fernsehwerbung oder
den Intershops kannte.

Die wochenlangen öffentlichen Diskussio-
nen und Verunsicherungen über die Umstel-
lungskurse wurden am 23. April 1990 durch
eine Entscheidung der Bonner Regierungsko-
alition aus CDU/CSU und FDP beendet:
Umstellung 1:1 für Löhne und Gehälter und
2:1 für Betriebsschulden sowie Spar- und Bar-
geld, ausgenommen 4000 Mark der DDR pro
Person, die 1:1 getauscht werden sollten. Au-
ßerdem sollte der DDR eine schrittweise An-
passung des Rentensystems an das der Bun-
desrepublik bis zu einer vorläufigen Höhe
von 70 Prozent des durchschnittlichen Netto-
verdienstes aus 45 Versicherungsjahren ange-
boten werden. Als Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens der Wirtschafts- und Währungsunion,
für die ein Staatsvertrag auszuhandeln sei,
wurde der 1. Juli 1990 ins Auge gefasst. Am

18. Mai 1990 unterzeichneten die Finanzmi-
nister Theo Waigel und Walter Romberg in
Bonn den Staatsvertrag zur Wirtschafts-,
Währungs- und Sozialunion.

Fazit

Das Schicksal der DDR-Wirtschaft war mit
der Vereinbarung beider deutscher Regierun-
gen über die Umstellungskurse besiegelt. Es
erledigten sich damit auch alle wirtschaftli-
chen Reformvorstellungen, die auf einen
„Dritten Weg“ auf der Basis reformierter
Wirtschaftsstrukturen einer fortexistierenden
DDR gesetzt hatten. Niemand konnte sagen,
wie die DDR-Betriebe ab dem 1. Juli 1990
mit ihren Produkten auf dem Markt Erlöse
erzielen sollten, die zur Bezahlung der Vor-
produkte und der Löhne in D-Mark ausrei-
chen würden. 31 Es waren tragischerweise die
DDR-Bürger selbst, die mit ihren Demon-
strationen gegen eine Währungsumstellung
unterhalb der Parität bei den Löhnen eine
flüchtige Wohlstandsillusion gegen eine
nachhaltige Depression tauschten. Die Bun-
desregierung saß hier nicht am längeren, son-
dern am kürzeren Hebel: Sie hatte keine an-
dere Wahl, als den Primat der Politik – die
friedliche Wiederherstellung der nationalen
Einheit – auf Kosten langfristiger ökonomi-
scher und sozialer Verwerfungen durchzuset-
zen.

Die Vorstellungen zu einer Wirtschaftsre-
form wären unter den Bedingungen staatli-
cher Stabilität der DDR und damit der Fort-
dauer der deutschen Teilung ernstzuneh-
mende Strategien der schrittweisen
Umgestaltung der staatlichen Planwirtschaft
zu einer staatlich verantworteten Marktwirt-
schaft gewesen. Damit ist aber bereits der
Grund ihres Scheiterns benannt. Die DDR
brach zusammen, weil ihre Bürger ihr die
Loyalität entzogen.

30 Vgl. Jonathan R. Zatlin, The Currency of Socialism,
Cambridge-New York 2007.

31 Vgl. Georg A. Akerlof u. a., In From the Cold: The
Economic Aftermath of Currency Union. Brookings
Papers for Economic Activity, Vol. 1, Washington
1991; Gerlinde Sinn/Hans-Werner Sinn, Kaltstart.
Volkswirtschaftliche Aspekte der Wiedervereinigung,
München 1993, S. 77–86.
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Wilfried Rott

Abschied von
West-Berlin

Ausgerechnet West-Berlin, der demokra-
tisch-kapitalistische Gegenentwurf zur

das Stadtgebiet umgebenden DDR, teilte das
Schicksal des sozialis-
tischen deutschen Staa-
tes: Vom 9. November
1989 an eilte die Halb-
stadt mit zunehmender
Geschwindigkeit ihrem
Ende entgegen. Im
Taumel der sich über-
stürzenden Ereignisse
der deutschen Vereini-
gung nahm West-Berlin

seinen eigenen Untergang kaum wahr, da ein
Neues, lange Erhofftes und zugleich kaum
noch Geglaubtes Wirklichkeit wurde: West-
Berlin sollte nicht länger in seiner merkwür-
digen Insellage verharren, nicht länger Halb-
stadt sein, sondern Teil des wiedererstande-
nen Gesamt-Berlins werden. West-Berlin war
wie alle Welt vom Mauerfall wie von der sich
anschließenden Vereinigungsdynamik über-
rascht und in keiner Weise darauf vorbereitet,
obwohl es diesen Moment in seiner von jeher
prekären Rumpfexistenz eigentlich hätte her-
beisehnen müssen.

Halbstadt auf Abruf

Der Abschied von West-Berlin in seiner Mi-
schung aus Leichtigkeit, Wehmut und ge-
schichtsvergessener Ignoranz ist nur vor dem
Hintergrund der wechselvollen Geschichte
der Halbstadt zu verstehen. In Ost-Berlin
wurde am 30. November 1948 der Gesamt-
berliner Magistrat für abgesetzt erklärt und
ein eigenes Stadtregiment von den in Lkw aus
Betrieben in sowjetischer Verwaltung heran-
gebrachten „Massen“ akklamiert, nachdem
im September die nichtkommunistischen Ab-
geordneten angesichts des politischen Drucks
seitens der SED in den Westteil Berlins ausge-
wichen waren. Im Prinzip war West-Berlin
eine Stadt auf Abruf: Mit einer nur im West-
teil der ehemaligen Reichshauptstadt erfolg-
ten, von Ost-Berlin und der SED boykottier-

ten und bekämpften Wahl am 5. Dezember
1948, mit der darauf erfolgten Konstituierung
eines Abgeordnetenhauses und einer Stadtre-
gierung gab es fortan ein eigenständiges west-
liches Berlin, von dem man zunächst nicht
einmal recht wusste, wie es zu benennen sei.
So gab es ein offizielles „Berlin (West)“, wäh-
rend die DDR bald konsequent von „West-
berlin“ sprach und damit auch terminologisch
seine Theorie von der „besonderen politi-
schen Einheit Westberlin“ manifestierte.

West wie Ost waren sich darüber im Kla-
ren, jeweils nur über einen Berlin-Torso zu
verfügen, und der Gedanke einer Vereinigung
war zunächst virulent. Zu unnatürlich war
die Trennung, auch wenn noch ein freier Per-
sonenverkehr zwischen den Stadthälften be-
stand. Jede Seite dachte indes, dass die Verei-
nigung unter ihrem Vorzeichen erfolgen
werde. So hatte sich Ernst Reuter (SPD), als
Oberbürgermeister und später Regierender
Bürgermeister der dominierende politische
Kopf West-Berlins, zwar vehement für die
Einführung der D-Mark im Bereich der west-
alliierten Sektoren eingesetzt und dafür die
Teilung der Stadt in Kauf genommen, aber er
äußerte immer wieder die Hoffnung, dereinst
durch das Brandenburger Tor ziehen und
auch im Osten Freiheit und Demokratie zur
Herrschaft verhelfen zu können. Solche Be-
kundungen waren kaum mehr als jener
Schuss Utopie, der zum Überleben in einem
eigentlich unmöglichen Zustand gehört. In
den Reihen der SED waren derartige Pläne –
mit umgekehrtem Vorzeichen – konkreter.
Der spätere Verteidigungsminister der DDR,
Heinz Hoffmann, damals Sekretär der Berli-
ner SED-Landesleitung, bekannte Anfang
Februar 1949: „Es gab Genossen, die (. . .) der
Meinung waren, daß eines Tages die Kräfte
des sowjetisch besetzten Berlin mit Hilfe der
sowjetischen Armee durch das Brandenbur-
ger Tor marschieren, um die Befugnisse des
Magistrats unter Führung von Friedrich
Ebert auf ganz Berlin auszudehnen.“ 1 Aller-
dings schränkte er ein: „Wir müssen Schluß
machen mit dieser illusionären Politik des
Wartens auf die Hilfe der sowjetischen Besat-
zungsmacht.“
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Vgl. zu diesem Beitrag Wilfried Rott, Die Insel. Eine
Geschichte West-Berlins 1948–1990, München 2009.
1 Zit. nach Volker Koop, Kein Kampf um Berlin?
Deutsche Politik zur Zeit der Berlin-Blockade 1948/
1949, Bonn 1998, S. 292.
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Ausdruck des Wunsches nach einem Ge-
samt-Berlin waren auf westlicher Seite die
„Mahnworte“, die Willy Brandt als Präsident
des Abgeordnetenhauses am 21. Oktober
1955 zum ersten Mal im Rathaus Schöneberg
vortrug und die, später ergänzt, fortan am Be-
ginn jeder Sitzung des Stadtparlaments ge-
sprochen wurden. „Ich bekunde unseren un-
beugsamen Willen, dass Deutschland mit sei-
ner Hauptstadt Berlin in Frieden und Freiheit
vereinigt werden muss.“ Über Jahre war die-
ser Wunsch weitgehender Konsens in West-
Berlin, doch mit den Jahren schwand das Ver-
langen nach einer Vereinigung, und ein halbes
Jahr vor dem Mauerfall wurde der Vereini-
gungswunsch in Teilen West-Berlins als obso-
let und störend empfunden. Am 25. Mai 1989
sorgte Hilde Schramm von der Alternativen
Liste (AL) im Abgeordnetenhaus für Aufre-
gung. Ihr Gewissen, so ihre Worte, erlaube es
ihr nicht, die sogenannten „Mahnworte“ zu
sprechen. Schramm sah in ihnen ein Relikt des
Kalten Krieges, das den Realitäten der tägli-
chen Politik widerspreche. Schramms Weige-
rung sorgte für Empörung bei der CDU und
für Verlegenheit bei der SPD. Denn längst war
auch in ihren Reihen das Reden von Wieder-
vereinigung verpönt und wurde als „Träume-
rei“, „Lebenslüge“ oder gar als „Geschwätz“
bezeichnet. Am 19. Januar 1990 wurden die
„Mahnworte“ durch einen Dringlichkeitsan-
trag von SPD und AL abgeschafft.

Wechsel und Wandel
im Selbstverständnis

Im Laufe der Jahre veränderte sich das Selbst-
verständnis West-Berlins; zudem variierte es
zwischen den verschiedenen Bevölkerungs-
gruppen erheblich. Die erfolgreich überstan-
dene Blockade von 1948/49 stärkte das
Selbstbewusstsein dieser Generation, die sich
internationaler Anerkennung, vor allem in
den USA, erfreuen durfte. West-Berlin
konnte sich als „Leuchtfeuer der Freiheit“
betrachten und mit der sich erholenden Wirt-
schaft auch als ein „Schaufenster des Wes-
tens“. Inbegriff dessen wurde der Kurfürsten-
damm: Der Boulevard hatte, wie schon Sieg-
fried Kracauer vor dem Krieg schrieb, keine
Wahrzeichen vorzuzeigen, sondern war „Wa-
renzeichen“. 2 Nun wurde er selbst zum

Wahrzeichen und mehr denn je zur Meile von
Konsum und Vergnügen.

Gespeist wurde das West-Berliner Selbstbe-
wusstsein jener Jahre durch das Unvermögen
der DDR, einen Sozialismus mit ansehnlichem
Gesicht zu entwickeln. Besucher- und Flücht-
lingszahlen bewiesen die Attraktivität West-
Berlins. Nikita Chruschtschow tröstete sich
und Walter Ulbricht mit dem Hinweis, dass es
spätestens 1961 so weit sei, dass die DDR den
Lebensstandard der Bundesrepublik überho-
len werde: „Das wird wie eine Bombe ein-
schlagen. Deshalb müssen wir Zeit gewin-
nen.“ 3

Doch 1961 ließ Chruschtschow in Berlin
eine ganz andere Bombe platzen. Auf Betrei-
ben Ulbrichts wurde die Berliner Mauer er-
richtet, die West-Berlin zutiefst erschütterte
und verunsicherte. Die Welt war für die West-
Berliner nach dem 13. August 1961 nicht mehr
dieselbe. Nicht länger konnten sie in den Ost-
teil der Stadt fahren, waren von Freunden und
Verwandten abgeschnitten. Erst der Besuch
von US-Präsident John F. Kennedy 1963 gab
West-Berlin die Sicherheit zurück und stärkte
das Bewusstsein, Vorposten der freien Welt zu
sein, auch wenn die Kuba-Krise die Halbstadt
aus dem Fokus des Kalten Krieges rückte, was
zugleich einen Zugewinn an Sicherheit, aber
auch einen Bedeutungsverlust bescherte. Für
die Bewohner Ost-Berlins wurde die abgerie-
gelte West-Hälfte der Stadt zu einer fast my-
thischen Größe, zum „Verbotenen Zimmer“
(Helga Schubert), 4 das die wenigsten von
ihnen je betreten durften, an dem aber doch
alle durch Fernsehen und Rundfunk aus West-
Berlin Anteil hatten.

Eine Erschütterung der wiedergewonnenen
Selbstgewissheit der „Blockade-“ und „Mau-
erbau-Berliner“ bedeutete die Studentenre-
volte von 1967/68. Der Protest gegen die
USA wegen deren Vietnam-Krieg war vielen
West-Berlinern unverständlich, erlebten sie
doch die USA überzeugt und selbstverständ-
lich als ihre Schutzmacht, welche die Exis-
tenz West-Berlins inmitten der DDR si-
cherte. Es wurde evident, dass sich eine

2 Siegfried Kracauer, Straßen in Berlin und anderswo
(1964), Berlin 2008, S. 126.

3 Zit. nach: Hope M. Harrison, Driving the Soviets up
the Wall. Soviet-East German Relations 1953–1961,
Princeton 2003, S. 124.
4 Helga Schubert, Das verbotene Zimmer, Darmstadt
1984.
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neue, meist nicht aus West-Berlin stammende
Generation in der Stadt deutlich bemerkbar
machte, der die alte West-Berliner Mentalität
herzlich fremd war. Studentenführer Rudi
Dutschke etwa demonstrierte in einem Ge-
spräch mit Hans Magnus Enzensberger das
totale Unverständnis gegenüber dem über-
kommenen West-Berlin, 5 wenn er forderte,
dass die „radikale Intelligenz“ die Universi-
tät auflösen müsse, denn ganz Berlin sollte
seiner Meinung nach zur Universität, zu
einer lernenden Gesellschaft werden. Die Ar-
beiter seien zur Übernahme der Industrie zu
erziehen, die Bürokratie und die Polizei
müssten zerstört werden. Da er die „Büro-
kraten“ als für in der Produktion nicht
„verwertbar“ betrachtete, hielt er es für un-
ausweichlich, dass der Großteil des Verwal-
tungspersonals nach Westdeutschland emi-
grieren müsse. 6 Wer zur „Umerziehung“
nicht tauge, dem sollte die Möglichkeit ge-
geben werden, auszuwandern.

Die jungen Menschen aus dem Bundesge-
biet, die nach West-Berlin strömten, verfolg-
ten nicht mehr derart radikale Vorstellungen,
wollten hier aber jenes freiere, auch vom
Wehrdienst befreite Leben führen, das sie aus
der Enge der bundesrepublikanischen Pro-
vinz hierher geführt hatte. Eine vielfältige Al-
ternativkultur entwickelte sich, die ihrerseits
wiederum höchst disparat war und politisch
engagierte Gruppen ebenso umfasste wie al-
lein an der Entfaltung ihres ökologisch-alter-
nativen Lebensstils interessierte Milieus.

Die bis zur Polarisierung reichende Plurali-
tät der West-Berliner Gesellschaft wurde an-
lässlich der 750-Jahr-Feiern von 1987 deut-
lich. Die DDR hatte sich an die schon 1983
intern festgelegte Devise gehalten, West-Ber-
liner „Versuche, innerstädtische Kontakte zu
entwickeln (. . .) und Absprachen, die auf eine
abgestimmte Vorbereitung der 750-Jahr-
Feier“ zielten, zurückzuweisen. 7 So geriet
West-Berlin wieder in seine angestammte
Rolle, als politischer Solitär eine Vorzeigepo-
sition einzunehmen, wie es seit den Anfängen
1948 der Fall war, wobei Glanz und Opulenz

der Jubiläumsfeierlichkeiten weitgehend ge-
liehen waren. Betrug ohnedies schon der
Bundeszuschuss 50 Prozent des Landeshaus-
halts, so wurden nun zusätzliche Mittel be-
reitgestellt. „Geld gab es aus dem Garten-
schlauch“, lautete eine spöttische Formulie-
rung jener Zeit.

Die Idee, West-Berlin als Beispiel einer
urban-metropolitanen Gesellschaft der Viel-
falt darzustellen, scheiterte allerdings, weil
sich die inzwischen etablierte Alternativszene
nicht integrieren wollte. Die offiziöse Be-
schreibung West-Berlins als „junger, unruhi-
ger, rebellischer Stadt, einer Stadt des politi-
schen und sozialen Aufbegehrens“ 8 fand mit
nahezu bürgerkriegsähnlichen Zuständen in
Kreuzberg eine ungewollt radikale Entspre-
chung. Die regierende CDU versuchte die
Spannungen in der Stadt einerseits durch
Ausgrenzung der nicht mehr ins herkömmli-
che Bild West-Berlins passenden Gruppen als
„Antiberliner“ zu bewältigen. Andererseits
wurde an der Schraube einer möglichst glän-
zenden Selbstdarstellung der Stadt gedreht,
bis sie 1988 mit einem Veranstaltungsmara-
thon überdreht wurde, als die Stadt Kultur-
hauptstadt Europas war.

Sinnkrise vor dem Mauerfall

Immer unsicherer wurde das Selbstverständ-
nis West-Berlins. Die schon seit den Anfän-
gen die Stadt begleitende Hölderlin-Frage
„Wohin denn ich?“ war immer schwerer zu
beantworten, je „normaler“ die Lebensver-
hältnisse in West-Berlin vor allem durch den
1972 geschlossenen Grundlagenvertrag zwi-
schen Bundesrepublik und DDR wurden. Es
galt noch immer und verstärkt, was der polni-
sche Schriftsteller Witold Gombrowicz 1964
in seinem Tagebuch notiert hatte: „Berlin
wirkt wie jemand, der geradewegs und sicher
voranschreitet, nur daß man nicht weiß wo-
hin.“ 9

1989 verlor die als sicherer Sieger erwartete
CDU überraschend die Abgeordnetenhaus-
wahl, und SPD und AL bildeten eine Koaliti-
on. Beide Parteien hatten kein taugliches Ver-
hältnis zu den sich vor ihrer Haustür in Ost-5 Vgl. Kursbuch, Nr. 14 (1968), S. 146 ff.

6 Vgl. ebd., S. 166.
7 Vgl. Steffen M. Alisch, „Die Insel sollte sich das
Meer nicht zum Feind machen!“ Die Berlin-Politik der
SED zwischen Bau und Fall der Mauer, Stamsried
2004, S. 351 ff.

8 Berlin, Berlin. Die Ausstellung zur Geschichte der
Stadt, Berlin 1987, S. 54
9 Witold Gombrowicz, Tagebuch 1953–1969, Frank-
furt/M. 2004, S. 859.
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Berlin und der DDR vollziehenden Verände-
rungen. Die SPD verfolgte konsequent die
Kooperation mit der Staats- und Parteifüh-
rung in Ost-Berlin. Über Jahre hatte sie Kon-
takte zur SED unterhalten und war, DDR-
Protokollen zufolge, dabei zu weitreichenden
Zugeständnissen bereit. 10 Kontakte mit den
Bürgerrechtsgruppen wurden dagegen ver-
mieden, weil in ihnen vor allem destabilisie-
rende Elemente gesehen wurden. Dement-
sprechend reagierte Walter Momper, seit
April 1989 Regierender Bürgermeister, nicht
auf ein Schreiben der „Umweltbibliothek“ in
Ost-Berlin.

Gleich doppelt belastet wurde das Verhält-
nis zu den Bürgerrechtsgruppen durch die
AL. Deren Umweltsenatorin Michaele Schre-
yer regelte das Müllproblem West-Berlins
durch ein Abkommen mit der DDR, das um-
weltschädliche Deponien im Umland Berlins
zur Folge hatte, gegen die Bürgerrechtsgrup-
pen vergeblich protestierten. Die AL, an
deutschland- und berlinpolitischen Fragen
nur marginal interessiert, war 1989 bereits auf
den Kurs eingeschwenkt, den ihr Pressespre-
cher Dirk Schneider (für die DDR-Staatssi-
cherheit als IM „Ludwig“ tätig) betrieben
hatte und der bis hin zur Anerkennung einer
DDR-Staatsbürgerschaft mit den Forderun-
gen der SED übereinstimmte. AL-Mitglieder,
die Kontakte zu Bürgerrechtlern im Osten
pflegten, wurden als „Pickelhauben-Frak-
tion“ denunziert und ihre Versuche, mit in
die DDR geschmuggelten Druckern, Compu-
tern oder Fotokopierern die Bürgerrechtler
zu unterstützen, diskreditiert. Die Solidarität
mit den DDR-Bürgerrechtlern sei von
Schneider und Konsorten verhindert worden,
urteilte später ein AL-Mitglied der Vorwen-
dezeit. 11

Schon einen Tag nach dem Mauerfall
wurde deutlich, dass das regierende SPD-
AL-Bündnis kein überzeugtes Verhältnis
zur neuen Situation gegenüber Ost-Berlin
entwickelte. In einer Sondersitzung des Ab-
geordnetenhauses sträubte sich die AL
gegen eine gemeinsame Erklärung, weil in

ihr von der deutschen Einheit die Rede war.
Eine Wiedervereinigung galt als „reaktionä-
res Projekt“, und auf den Fall der Mauer
war man „gedanklich überhaupt nicht vor-
bereitet“, wie der AL-Politiker Wolfgang
Wieland nachträglich selbstkritisch anmerk-
te. 12 SPD und AL einigten sich schließlich
auf einen Resolutionstext von eiertänzeri-
scher Vagheit und sprachlicher Unübersicht-
lichkeit, der vor allem vom Unvermögen
kündete, auf einen weltpolitischen Vorgang
angemessen zu reagieren. Vor dem Schöne-
berger Rathaus, wo einst John F. Kennedy
sein „Ich bin ein Berliner“ gesprochen
hatte, fand sich statt der üblichen Jubel-
Berliner aus kleinbürgerlichem Milieu ein
links-alternatives Publikum ein, das die Po-
litiker, vor allem Bundeskanzler Helmut
Kohl, am 10. November 1989 mit einem
Pfeifkonzert bedachte. Momper, der beharr-
lich vom „Volk der DDR“ und einem
„Wiedersehen, nicht einer Wiedervereini-
gung“ sprach, erntete nicht viel Beifall, aber
die wütende Reaktion des Bundeskanzlers:
„Lenin spricht!“

Die Stärke West-Berlins lag nach dem Mau-
erfall gewiss nicht im Politischen, sondern im
Materiellen und Menschlichen. In der Nacht
vom 9. zum 10. November schlug den Ost-
Berlinern eine Woge der Sympathie entgegen,
die nur langsam verebbte, auch wenn die West-
Berliner manche Unannehmlichkeiten und
Fremdheiten erlebten. Die großen Einkaufs-
straßen waren plötzlich von Menschen über-
schwemmt, die in ihrer Kleidung, den Kindern
an der einen und den Dederonbeutel in der an-
deren Hand reichlich fremd waren. Zugleich
aber bewies der nur durch den Devisenmangel
gehemmte Kaufwille der Ost-Berliner eine
Qualität der Stadt, die nun nicht mehr nur
Schaufenster, sondern Warenhaus des Westens
war, das massiv gestürmt wurde. Nur eine
U- oder S-Bahnfahrt benötigte es, um vom tri-
sten sozialistischen Ambiente in die bunte
Welt von West-Berlin einzutauchen. Diese
Nähe war es auch, die alle Pläne, weiter zwei
nicht mehr durch eine Mauer getrennte
Gesellschaftssysteme nebeneinander bestehen
zu lassen, zu Makulatur werden ließen. „De-
mokratischer Sozialismus am einen Ende der
Friedrichstraße und Sozialdemokratie am an-
deren?“, fragte der britische Historiker Timo-
thy Garton Ash – eine Unmöglichkeit, und

10 Vgl. zu den auf mehreren Ebenen geführten Ge-
sprächen der West-Berliner SPD mit der SED S. Alisch
(Anm. 7), S. 351 ff.
11 Vgl. zur AL und ihrem Verhältnis zur DDR u. a.
Hubertus Knabe, Die unterwanderte Republik, Berlin
1999, sowie Welt online vom 26. 11. 1999 und Die Zeit,
Nr. 11 (1992). 12 Zit. nach: Stachelige Argumente, 4 (2003).
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West-Berlin war gewiss nicht gewillt, diesen
„Dritten Weg“ zu gehen. 13

1990 – Gesamt-Berlin im Mittelpunkt

Die Ereignisse im Zuge der sich rasch anbah-
nenden Vereinigung der beiden deutschen
Staaten setzten West-Berlin unter Druck, da es
nun unmittelbar mit der Aufgabe konfrontiert
wurde, aus zwei Stadthälften eine neue Ge-
samtstadt herzustellen. Momper, der unmit-
telbar erlebte, wie ein Nebeneinander zweier
deutscher Staaten und Stadthälften keine Zu-
kunft besaß, wurde von seinen eigenen Leuten
als „Wiedervereiniger“ abqualifiziert. 14 Ein
sichtbarer Schritt war der Abbau der Mauer.
Der Wunsch, das verhasste Bauwerk endlich
zu beseitigen, verdrängte jeden Gedanken,
einen größeren Teil von ihr museal-konserva-
torisch zu bewahren. West-Berlin sah sich
sogar mit dem Verlangen der de Maizière-Re-
gierung in Ost-Berlin konfrontiert, die Kosten
für den Mauerabriss zu bezahlen. 15 Diese ab-
wegige Forderung mag dem Empfinden ent-
sprungen sein, dass das scheinbar wohlhaben-
de West-Berlin auch noch diese Aufgabe über-
nehmen könne, nachdem bald klar war, dass
West-Berlin finanziell und organisatorisch bei
der Vereinigung der Stadt federführend zu
sein hatte. Mit einem paritätisch aus Ost-Ber-
liner Magistrat und West-Berliner Senat zu-
sammengesetzten „Magi-Senat“ war formal
ein gleichgewichtiges Regierungsorgan ge-
schaffen worden, doch lag die Hauptlast der
Mühen der Einigung auf West-Berliner Seite.
Die Mühsal, Verwaltung und Institutionen zu
vereinheitlichen, wird in ihrem Umfang bis
heute kaum gewürdigt. Das Volumen war so
groß, als hätte Nordrhein-Westfalen, das für
Brandenburg zuständig war, die Mühen für
das gesamte sogenannte „Beitrittsgebiet“ zu
übernehmen gehabt.

Die Aufgabe war so gewaltig und West-
Berlin seiner Rolle und seines Stellenwertes
so sicher, dass für Abschiedsgedanken kaum
Platz war. Man wiegte sich in einer irgendwie
weiterbestehenden Sonderrolle in Sicherheit,
gab doch etwa Kohl, so die Darstellung von
Momper, am 28. Februar 1990 das „eindeuti-

ge Versprechen“ ab, dass niemand daran
denke, die Berlin-Förderung zu beseitigen. 16

Anfang 1991 beschloss das Kabinett in Bonn
jedoch, die Wirtschaftsförderung für Berlin
sukzessive bis 1994 abzubauen. Erst jetzt
machte sich Sorge um eine Verarmung des
ehemaligen West-Berlins breit, war die Rede
von einer „Verostung“ des ehemaligen Vor-
zeigeobjekts des Westens.

Das politische Ende West-Berlins war
ruhmlos und wurde durch einen unge-
wünschten West-Export ausgelöst. In der
Ost-Berliner Mainzer Straße hatten sich über-
wiegend schwäbische Hausbesetzer zusam-
mengefunden. Bei der Räumung im Novem-
ber 1990 kam es zu gewalttätigen Auseinan-
dersetzungen und gegenseitigen Vorwürfen
der Koalitionspartner SPD und AL, die ihre
Senatorinnen abberief. Das Bild West-Berlins
verdüsterte sich in den Augen Ost-Berliner
Politiker angesichts des „Randale-Exports
von West nach Ost“. 17

West-Berlin, dessen Qualitäten während
Blockade und Mauerbau vor allem im Aus-
und Durchhalten bestanden, konnte diese Ei-
genheiten auch an seinem Ende beweisen,
indem es trotz der deutschen Vereinigung am
3. Oktober 1990 noch zwei weitere Monate
bestand. Bis zur ersten gemeinsamen Kom-
munalwahl, die parallel zur ersten gesamt-
deutschen Bundeswahl am 2. Dezember statt-
finden sollte, bestanden durch eine Ausnah-
meregelung im Einigungsvertrag in Berlin
weiter zwei Regierungen und Parlamente.

Am 11. Januar 1991 wurde mit der Über-
nahme der bisher nur in West-Berlin gelten-
den Berliner Verfassung der letzte Schritt zur
staatsrechtlichen Einheit Deutschlands voll-
zogen. Damit hörte auch West-Berlin auf zu
existieren, und die feierliche konstituierende
Sitzung des ersten Gesamtberliner Parlaments
nach vierzig Jahren in der Nikolaikirche in
Ostberlin war ein stilles Requiem für die
Halbstadt, die aber nicht wirklich aus dem po-
litischen Leben zu scheiden gedachte, sondern
mit personellem Urgestein präsent war. Al-
terspräsident dieser ersten Sitzung war der aus
den Bauskandalen der 1980er Jahre bekannte
Klaus Franke (CDU). Erste gewählte Prä-

13 Vgl. Timothy Garton Ash, Im Namen Europas,
München 1993, S. 306.
14 Vgl. Walter Momper, Grenzfall. Berlin im Brenn-
punkt deutscher Geschichte, München 1991, S. 332.
15 Vgl. ebd., S. 377.

16 Vgl. ebd., S. 321.
17 Walter Momper im Interview mit Der Spiegel,
Nr. 47 vom 19. 11. 1990.
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sidentin des Abgeordnetenhauses wurde
Hanna-Renate Laurien, die sich einst erfolglos
gegen Eberhard Diepgen um das Bürgermei-
steramt bemüht hatte; Diepgen wurde nun
Regierender Bürgermeister von ganz Berlin.

Langer Abschied nach dem Ende

Das Jahr 1990 war für West-Berlin kaum von
Abschiedsgedanken erfüllt, sondern von
einem latenten Aufbruchgefühl grundiert.
Nicht nur die Mauer war endlich verschwun-
den. Auch die immer unangenehmen, aber
das Lebensgefühl der West-Berliner prägen-
den Transitfahrten entfielen. Ost-Berlin, auf
Grund der prohibitiven Einreisebestimmun-
gen tendenziell gemieden, wurde ebenso wie
das Umland „entdeckt“. Für den Gedanken,
dass eine Abwicklung West-Berlins ansteht,
war kaum Raum. Wie anders sollte sich die
Einheit der Stadt vollziehen als in einer An-
gleichung des Ostteils an den Westteil?

Es dauerte einige Zeit, bis auffiel, was die
Schriftstellerin Katja Lange-Müller auf die
deftige Formel brachte: „Den West-Berlinern
wurde die Stadt unterm Arsch weggezo-
gen.“ 18 Der schleichende Prozess der Be-
wusstwerdung dieses Umstands setzte erst
nach 1990 ein, nachdem West-Berlin am 3.
Oktober 1990 noch einmal gegen den Wider-
stand aus Bonn und des letzten DDR-Mi-
nisterpräsidenten Lothar de Maizière glanz-
voller Schauplatz deutscher Geschichte war:
Vor dem Reichstag, also im Westteil der
Stadt, wurde die deutsche Einigung gefeiert.

Der Abschied von West-Berlin ist ein lan-
ger, noch immer nicht abgeschlossener Pro-
zess mit einigen markanten Punkten. Das
Scheitern von Eberhard Diepgen und Klaus-
Rüdiger Landowsky, der langjährigen grauen
Eminenz West-Berliner CDU-Politik, im
Zuge des Skandals um die Berliner Bankgesell-
schaft, war einer der Einschnitte. Ausgerech-
net diese Vertreter des „alten“ West-Berlins
waren es aber auch, die massiv in die Struktur
der ehemaligen Halbstadt eingriffen, indem
sie 1993 das Schiller-Theater, einen genuinen
Teil West-Berlins, schlossen. In vielem, was in
der Folge von West nach Ost abwanderte,
spiegelte sich indes vor allem die Wiederher-
stellung früherer Verhältnisse wider, der Ab-
schied von teilungsbedingt angelegten Provi-

sorien, angefangen beim Auszug der Stadtre-
gierung aus dem Schöneberger Rathaus bis
zur Rückstufung des Bahnhofs Zoo vom
Fernbahnhof zu einer Station der Stadtbahn.

Schon 1994 registrierte die Bundestagsvize-
präsidentin Antje Vollmer alarmiert den Nie-
dergang des einstigen West-Berlins und
wähnte sogar – unzutreffend – die Edeladresse
„Kaufhaus des Westens“ zum Kontakthof rus-
sischer Prostituierter heruntergekommen. 19

Derartige Klagen reißen nicht ab, 20 begleitet
von immer wiederkehrenden Sorgen um Zu-
stand und Zukunft des Kurfürstendamms,
dem Inbegriff West-Berlins. 21 Die Klagen
über den Abstieg und das Verschwinden von
West-Berlin werden befördert durch eine
Stadtregierung, die kein rechtes Zukunftsbild
für die einstige Vorzeigeregion hat. Von einem
aus dem DDR-Kulturapparat stammenden,
früheren Berliner Kultursenator musste sich
die Stadt sagen lassen, dass es enttäuschend
sei, wie mit dem West-Berliner Erbe umge-
gangen werde und wie die Stadt ihre eigene
Traditionslosigkeit immer weiter fortführe. 22

West-Berlin, das seit fast 20 Jahren offiziell
nicht mehr existiert, ist dennoch im Positiven
wie im Negativen weiter präsent. Schon wird
ein Wiedererwachen West-Berlins als Hort
neuer Bürgerlichkeit registriert. 23 Umgekehrt
wird aber auch argumentiert, dass eine Ver-
wahrlosung des öffentlichen Raums und ein
„bewusst proletenhaftes“ Outfit des Kon-
zert- und Opernpublikums in ganz Berlin
dem Vorbild West-Berlins folge. 24

Ob es je einen definitiven Abschied von
West-Berlin geben wird, ist mehr als unge-
wiss. Sicher ist, dass diese vierzig Jahre be-
stehende urbane Merkwürdigkeit nicht nur
im Sprachgebrauch der DDR eine „besondere
Einheit“ war, die in ihrer Eigenheit fortdau-
ert, solange die Amalgamierung der beiden
Stadthälften nicht an ihr Ende gekommen ist.

18 Zit. nach: Der Tagesspiegel vom 4. 11. 2007.

19 Antje Vollmer in: Die Zeit, Nr. 7 (2006).
20 Vgl. aktuell u. a. Der Tagesspiegel vom 7. 1. 2010.
21 Vgl. Die Welt vom 18. 1. 2010.
22 Vgl. Thomas Flierl in: Berliner Zeitung vom 6. 5.
2009.
23 Vgl. Ulf Poschardt, Die leise Rückkehr von West-
Berlin, in: Die Welt vom 27. 9. 2009.
24 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 16. 1.
2010.
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